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Zu der Zulässigkeit des externen Whistleblowings im öffentlichen Dienst wird zwischen ver-
schiedenen Fallkonstellationen unterschieden, beginnend mit der Meldung an zuständige 
externe staatliche Stellen, an die breite Öffentlichkeit, trotz erfolgreicher interner Abhilfe, 
bei Irrtum über Missstände sowie bei Hinweisen an einzelne Personen.   

Der Förderung von Whistleblowern durch finanzielle Anreizsysteme ist ein weiterer Ab-
schnitt gewidmet. Während die Etablierung von Anreizsystemen hier grundsätzlich als wün-
schenswert und auch verfassungsrechtlich zulässig erachtet wird, wird gleichzeitig für die 
Fälle unzulässiger Informationsbeschaffung (rekurrierend auf die „Steuer-CD-ROM“-Fälle) für 
entsprechende Beschränkungen plädiert. 

Aus den verschiedenen Falllagen und Konstellationen kondensiert das Werk Grundsätze, die 
zu jeweils angemessenen Interessenabwägungen beitragen sollen.  Dabei wird das Verfas-
sungsrecht für praktische Lebenssachverhalte anwendbar gemacht und die Anwendung 
des Verfassungsrechts für diese rechtsstaatlich herausfordernde Thematik vereinfacht. 

III. Zusammenfassung 
Während Whistleblowing über Jahrzehnte als Transplantat aus anderen Rechtsordnungen 
angesehen wurde, so hat sich doch die Einsicht durchgesetzt, dass der gesellschaftliche und 
rechtspolitische Nutzen überwiegt. Dennoch zeigt die Evidenz der großen, medial aufberei-
teten Fälle, aber auch die Einsichten des Praktikers im Alltag von Unternehmen und öffentli-
chen Institutionen, dass der Umgang und Schutz von meldenden Personen gestärkt und ge-
regelt werden muss. Die verfassungsrechtlichen Grundlagen bieten dafür den wirksamsten 
Rahmen. In seiner hier vorgelegten Studie arbeitet der Autor diese strukturiert und pointiert 
ab und kommt zu sinnvollen Abwägungskriterien sowohl für den öffentlichen als auch den 
privaten Sektor und für interne und externe Meldungen. Im Vordergrund stehen dabei stets 
die Betrachtungen der Motivationen und der verschiedenen Varianten des Whistleblowings. 
Die Frage, vor welchen Konsequenzen genau geschützt werden soll, steht hintenan. Dabei 
können diese in der Wirklichkeit von rechtsförmlichen Folgen wie Straf-, Arbeitsrechts- oder 
Zivilverfahren, Disziplinarmaßnahmen, aber auch den subtileren Maßnahmen wie Benach-
teiligungen bei Bonuszuteilungen, Beförderungen etc. führen, zu denen die Grundrechtsre-
levanz als Korrektiv wirken könnte.   

Wir können erwarten und hoffen, dass diese Gedanken in der ein- oder anderen Gerichts-
entscheidung zitiert werden. Es bleiben jedoch auch Bereiche unbeleuchtet, in denen das 
Verfassungsrecht besonders gefordert – und manchmal auch strapaziert – wird und in de-
nen bekannte Fälle den Schutz von Whistleblowern als evidente Notwendigkeit erwarten 
lassen. Dies gilt etwa im Wehrrecht oder für den Strafvollzug. Auch sind die Grenzziehungen 
zwischen den Sektoren nicht immer so eindeutig, wie es die Definitionen hier erscheinen 
lassen – Edward Snowden war als Mitarbeiter eines privaten Beratungsunternehmens bei 
der NSA eingesetzt, viele öffentliche-rechtliche Institutionen bedienen sich Beliehener oder 
vollkommen privatrechtlich organisierter Erfüllungsgehilfen, Berater etc. Dies ändert jedoch 
nichts an dem Mehrwert, den die Rezipienten aus diesem Band ziehen werden. Dieser 
Mehrwert geht zurück auf die umfassende und sorgfältige Recherche und Analyse des Ver-
fassers, auf Grundlage derer Redder hilfreiche Kriterien für die Justiz, aber auch Praktiker im 
Unternehmen entwickelt. 
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Das vorliegende Werk wurde von der rechtswissenschaftlichen Fakultät der Universität zu 
Köln im Jahr 2014 als Dissertation angenommen.  

I.  

Seit den 1990er Jahren engagiert sich die Bundeswehr dauerhaft und teils langjährig in Aus-
landseinsätzen. Zuvor hatte es nur humanitäre Hilfseinsätze durch die Bundeswehr gege-
ben. Im Kalten Krieg waren deutsche Streitkräfte einzig zur militärischen Abschreckung so-
wie zur Landes- und Bündnisverteidigung aufgestellt. Zeitgleich mit dem Ende des Kalten 
Krieges sollte sich die Bundeswehr jedoch auch an bewaffneten Friedensmissionen in Kri-
sengebieten beteiligen. Das Bundesverfassungsgericht erklärte die – was zuvor rechtlich 
umstritten war – Beteiligung deutscher Streitkräfte an Auslandseinsätzen im Rahmen und 
nach den Regeln eines Systems gegenseitiger kollektiver Sicherheit 1994 für zulässig (BVer-
fGE 90, 286 ff.).  

Mit der steigenden Zahl der Auslandseinsätze der Bundeswehr erlangt auch die Frage nach 
der Strafverfolgung der von Soldaten im Ausland begangenen Straftaten vermehrt Bedeu-
tung. Laut einer Pressemitteilung der Staatsanwaltschaft Kempten, die seit dem Inkrafttre-
ten des § 11a StPO zum 01.04.2013 auch für die Verfolgung von Straftaten, welche von Sol-
daten der Bundeswehr in besonderer Auslandsverwendung außerhalb des Geltungsbe-
reichs der Strafprozessordnung begangen wurden, zuständig ist, wurde dort von 2013 bis 
einschließlich 2017 in 67 Fällen gegen Soldaten ermittelt, die Straftaten im Auslandseinsatz 
begangen haben sollen. Ermittlungen durch den GBA gegen Bundeswehrangehörige we-
gen Straftaten nach dem VStGB sind von dieser Zahl nicht umfasst. Die Bundeswehr befin-
det sich auch derzeit mit Soldaten in mehreren Auslandseinsätzen. Das Thema des vorlie-
genden Werks ist somit von aktueller praktischer Relevanz.  

II.  

Die Arbeit gliedert sich in zwei Teile. Zunächst stellt der Autor die derzeitige tatsächliche 
und rechtliche Situation bei der Verfolgung von Straftaten, die Soldaten der Bundeswehr 
bei Einsätzen im Ausland begangen haben (sollen), dar und bewertet die Befunde. Sodann 
sucht Stam nach gesetzgeberischen Lösungsmöglichkeiten für die aufgeworfenen und 
noch ungelösten Fragen. Nach einer zusammenfassenden Schlussbetrachtung des Inhalts 
der Arbeit wartet diese mit Gesetzgebungsvorschlägen auf. Im Einzelnen:  

1.  

Im ersten Kapitel des ersten Teils stellt Stam die Frage der Anwendbarkeit des deutschen 
materiellen Strafrechts auf Auslandstaten von Bundeswehrsoldaten. De lege lata wird dies 
bejaht. Nach der Regelung des Wehrstrafgesetzes (§ 1a Abs. 2 WStG) gelte das deutsche 
Strafrecht für Bundeswehrsoldaten auch im Auslandseinsatz. Dies sogar unabhängig davon, 
ob die Tat auch im Aufenthaltsstaat mit Strafe bedroht sei. Insofern ergebe sich ein Unter-
schied zu Deutschen, die sich nicht als Soldaten oder Amtsträger im Ausland befänden. Es 
sei daher fraglich, warum es für Soldaten im Auslandseinsatz am Erfordernis der Tatortstraf-
barkeit fehle. Stam zeigt zunächst auf, dass sich eine teilweise Begründung aus dem Grund-
gesetz ergebe. Aus der Werteordnung der Grundrechte folge die Schutzpflicht des Staates 
gegenüber seinen Bürgern auch vor Beeinträchtigungen Dritter. Jedenfalls sei der Staat da-
zu verpflichtet, zum Schutz des Lebens gewisse Handlungen unter Strafe zu stellen. Wenn 
der Staat aber verpflichtet sei, diesen Mindestschutz im Hinblick auf Handlungen von Priva-
ten zu gewährleisten, müsse dies erst recht hinsichtlich rechtswidriger, in Ausübung eines 
Amtes erfolgter Übergriffe eines Hoheitsträgers in das Recht auf Leben gelten. Es bestehe 
folglich eine diesbezügliche Pönalisierungspflicht. Stam geht zudem von einer aus Art. 1 
Abs. 3 GG folgenden, alle Staatsgewalt bindenden, umfassenden Grundrechtsbindung aus. 
Es komme für den Grundrechtsschutz nicht darauf an, wo der deutsche Staat handele, son-
dern ob. Folglich unterliege die Pönalisierungspflicht keiner territorialen Beschränkung. Das 
WStG gehe jedoch über den zuvor skizzierten verfassungsrechtlichen Mindeststandard hin-
aus und dehne die gesamte Strafrechtsordnung auf Handlungen im Ausland aus. Dies sei, so 
Stam, verfassungsrechtlich zumindest nicht zwingend. Der Autor zeigt die unterschiedli-
chen Begründungsansätze für die umfassende Erstreckung deutscher Strafgewalt auf Aus-
landstaten und den Verzicht der Tatortstrafbarkeit auf und argumentiert sodann, es sei 
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überzeugender, die Erstreckung der Strafgewalt mit der besonderen Loyalitätspflicht der 
Soldaten gegenüber der Bundesrepublik und der Gefahr eines Vertrauensverlustes in der 
Gesellschaft zu begründen. Nichts anderes gelte grundsätzlich, wenn Straftaten im Zusam-
menhang mit einem bewaffneten Konflikt begangen würden. Das deutsche Strafrecht sei 
gemäß § 1a Abs. 2 WStG anwendbar. Die gegenteilige Ansicht, nach welcher im bewaffne-
ten Konflikt ausschließlich das VStGB und nicht das StGB anwendbar sei, überzeuge nicht, so 
Stam, da diese dem Wortlaut des WStG widerspreche, die verfassungsrechtliche Pönalisie-
rungspflicht missachte und zu widersprüchlichen Ergebnissen führe. Der Autor resümiert, es 
sei somit eine hohe strafrechtliche Kontrolldichte des Handelns von Bundeswehrsoldaten 
im Auslandseinsatz gegeben, da das deutsche Strafrecht vollumfänglich anwendbar sei.  

2.  

Im zweiten Kapitel des ersten Teils untersucht Stam die Verfolgungspflicht von Auslands-
straftaten durch Bundeswehrangehörige vor dem Hintergrund des Grundgesetzes, der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention und dem Völkergewohnheitsrecht. Hinsichtlich ei-
ner verfassungsrechtlichen Verfolgungspflicht fragt Stam, ob die Einschränkung des Legali-
tätsprinzips durch § 153c StPO, wonach die Staatsanwaltschaft für bestimmte Auslandsta-
ten von der Verfolgung absehen kann, auch zulässig sei, wenn die Rechtsgutsverletzung 
von einem Soldaten als deutschem Hoheitsträger begangen wurde. Wo die Pönalisierungs-
pflicht bestehe, müsse der entsprechende Strafanspruch auch prozessual durchgesetzt 
werden. Auch aus der Rechtsprechung des EGMR folge, dass aus dem Recht auf Leben und 
dem Folterverbot der EMRK geschlossen werden kann, dass Verstöße gegen diese Rechte, 
auch im Rahmen von bewaffneten Konflikten, verfolgt werden müssten, insbesondere wenn 
sie durch Amtsträger begangen worden seien. Die erforderlichen Ermittlungen seien nach 
dem EGMR so auszugestalten, dass sie zur Feststellung der Recht- oder Unrechtmäßigkeit 
der Handlung und zur Identifizierung und Bestrafung der Verantwortlichen führen können. 
Dass diese Verpflichtungen auch für extraterritoriales Handeln gelte, ergebe sich aus Art. 1 
EMRK. Eine Verfolgungspflicht ergebe sich zudem auch nach Völkergewohnheitsrecht. Der 
Autor verweist hier u.a. auf die vier Genfer Konventionen oder die völkerrechtliche Aner-
kennung der Vorgesetztenverantwortlichkeit. Aufgrund dieser herausgearbeiteten Ermitt-
lungspflichten plädiert Stam dafür, dass das Ermessen der Staatsanwaltschaft bei der An-
wendung des § 153c Abs. 1 Nr. 1 Alt. 1 StPO beim Verdacht gegen Bundeswehrsoldaten 
wegen eines Tötungsdelikts, Folter oder eines Verstoßes gegen das humanitäre Völkerrecht 
im Auslandseinsatz auf Null reduziert sei, was zur Folge habe, dass eine Verfolgungspflicht 
bestünde. Für andere Straftaten verbleibe es bei der Opportunitätsregelung.  

3.  

Nach Bejahung der Anwendbarkeit deutschen Strafrechts und einer teilweisen Verfol-
gungspflicht untersucht Stam im dritten Kapitel des ersten Teils die Frage der Verfolgungs-
zuständigkeit. Der Autor erläutert, dass sich diese in erster Linie nach den §§ 7 – 13a StPO 
i.V.m. § 143 Abs. 1 GVG richte. Vor der Einführung des § 11a StPO im Jahr 2013 sei dies in 
den meisten Fällen auf den Gerichtsstand des Wohnsitzes nach § 8 StPO hinausgelaufen. Bis 
zur Einführung des § 11a StPO habe die Staatsanwaltschaft Potsdam eine „Eilzuständigkeit“ 
angenommen, die zwischen den Generalstaatsanwälten der Länder vereinbart gewesen sei. 
Durch die Einführung des § 11a StPO sei nunmehr eine Zuständigkeit der Staatsanwalt-
schaft Kempen für die Verfolgung von Straftaten von Bundeswehrsoldaten während einer 
besonderen Auslandsverwendung (zusätzlich zur Staatsanwaltschaft am letzten inländi-
schen Standort) begründet. Der Autor beleuchtet dabei die Entstehungsgeschichte der 
Norm und führt aus, diese sei überwiegend Kritik ausgesetzt gewesen. Hauptkritikpunkt sei 
dabei der (möglicherweise) mangelnde Bedarf für eine Zentralisierung der Strafverfolgung 
gewesen. Darüber hinaus habe es verfassungsrechtlich und historisch (Stichwort Wehr-
machtsjustiz) begründete Einwände gegeben. Die Einwände überzeugen den Autor nicht. 
Stam sieht vielmehr zwei andere Probleme und führt überzeugend aus, dass es sich als 
problematisch erweise, dass neben § 11a StPO weitere Gerichtsstände, vor allem der des 
Wohnorts, bestünden. Denn das diesbezügliche Wahlrecht der Staatsanwaltschaft (§ 12 
StPO) verstoße gegen das Recht auf den gesetzlichen Richter aus Art. 101 Abs. 1 S. 2 GG. 
Ferner sei es problematisch, dass der Wortlaut des § 11a StPO („besondere Auslandsverwen-
dung“) bestimmte Auslandseinsätze von der Zuständigkeit ausnehme, obwohl dies nicht 
vom Gesetzgeber beabsichtigt gewesen sei.  
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Der Autor setzt sich zudem kontrovers und im Ergebnis ablehnend mit der Annahme der ei-
genen Verfolgungszuständigkeit durch den Generalbundesanwalt (GBA) für alle Fälle, die im 
Zusammenhang mit einem bewaffneten Konflikt begangen worden sind, auseinander. Zwar 
sei gemäß § 120 Abs. 1 Nr. 8 GVG i.V.m. § 142a Abs. 1 GVG der GBA zuständig für die Verfol-
gung „bei Straftaten nach dem Völkerstrafgesetzbuch“. Der GBA vertrete dabei die Auffas-
sung, diese Verfolgungszuständigkeit setze lediglich voraus, dass "der Anwendungsbereich 
des VStGB eröffnet ist"; nicht erforderlich sei, dass "eine Strafbarkeit nach dem VStGB gegeben 
ist". Der Anwendungsbereich sei eröffnet, wenn "der Zusammenhang der Tat mit einem inter-
nationalen oder nichtinternationalen bewaffneten Konflikt" festgestellt werden könne, so der 
GBA. Stam argumentiert jedoch, diese Annahme seiner umfassenden Verfolgungszustän-
digkeit durch den GBA für sämtliche Straftaten, die in einem bewaffneten Konflikt began-
gen wurden, könne weder aus der Entstehungsgeschichte, dem Wortlaut oder der Systema-
tik gefolgert werden. Die Ausführungen hierzu überzeugen. Dass es sich dabei nicht um ein 
rein akademisches Problem handelt, zeigt sich bereits daran, dass die unrechtmäßige An-
nahme der eigenen Zuständigkeit durch den GBA oder ein OLG ein von Amts wegen zu be-
achtendes Verfahrenshindernis begründet (BGHSt 46, 238). 

4.  

Im letzten Kapitel des ersten Teils setzt sich Stam u.a. mit der derzeitigen Ermittlungsarbeit 
und folglich vorrangig mit den praktischen Problemen der seinem Werk zugrundeliegenden 
Fragestellung auseinander. Dabei legt Stam zunächst dar, dass der Geltungsbereich der 
StPO auf das Bundesgebiet begrenzt sei und es den Strafverfolgungsbehörden deshalb 
nach derzeitiger Rechtslage bereits nicht möglich sei, im Ausland tätig zu werden. Zudem 
sei es völker(gewohnheits)rechtlich aufgrund des Souveränitätsgrundsatzes grundsätzlich 
nicht möglich, Hoheitsakte jeder Art auf fremdem Staatsgebiet auszuüben (außer der ande-
re Staat gestatte dies). Zwar gebe es Truppenstationierungsabkommen, diese erlauben je-
doch regelmäßig nur Ermittlungen durch Militärangehörige im Einsatzland. Bei den deut-
schen Strafverfolgungsbehörden (Staatsanwaltschaft und ihre Ermittlungspersonen) hande-
le es sich jedoch um zivile Behörden.  

Die derzeitige Behelfspraxis sehe aufgrund dieser Problematik in der Regel so aus, dass die 
Beweisaufnahme von Angehörigen der Bundeswehr vor Ort durchgeführt werde. Es werde 
dabei davon ausgegangen, dass eine Straftat im Dienst durch einen Soldaten gegen § 17 
Abs. 2 SG verstoße und ein Dienstvergehen darstelle. Dies gelte regelmäßig auch bei Straf-
taten außer Dienst. Erfahre der Disziplinarvorgesetzte von Tatsachen, die den Verdacht ei-
nes Dienstvergehens rechtfertigen, so habe dieser den Sachverhalt durch die erforderlichen 
Ermittlungen aufzuklären. Dabei habe der Dienstvorgesetze sowohl die be- als auch die ent-
lastenden Umstände zu ermitteln und es gelte das Legalitätsprinzip. Der Dienstvorgesetze 
sei ferner bei „besonders schweren Straftaten“ zur Abgabe seiner Ermittlungsergebnisse an 
die Staatsanwaltschaft verpflichtet (§ 33 Abs. 3 S. 1 WDO). Die Einzelheiten regele der soge-
nannte „Abgabeerlass“.  

Stam beleuchtet sodann weiter die übliche Praxis der Durchführung der Ermittlungen durch 
den Rechtsberater des Kommandeurs, der von den Feldjägern unterstützt werde und die 
Bedenklichkeit dieses Vorgehens vor dem Hintergrund der vom EGMR statuierten Pflicht, 
unabhängige Ermittlungen durchzuführen.  

Höchst problematisch erscheint außerdem der von Stam beschriebene Konflikt zwischen 
Selbstbelastungsfreiheit und Wahrheitspflicht. Denn die Vernehmung des Beschuldigten er-
folge durch einen Vorgesetzen des jeweiligen Soldaten. Diesem gegenüber sei ein Soldat 
jedoch nach § 13 Abs. 1 SG zur Wahrheit verpflichtet, da er nach der Norm in dienstlichen 
Angelegenheiten die Wahrheit sagen müsse und dazu gehöre auch, dass er vollständig über 
alles, was dienstlich relevant sein kann, Auskunft geben müsse. Demgegenüber stehe der 
verfassungsrechtlich verbürgte, rechtsstaatlich fundamentale Grundsatz, dass niemand ge-
zwungen werden dürfe, im Strafverfahren an der eigenen Überführung mitzuwirken. Stam 
erläutert sodann, dass es dem Soldaten im Disziplinarverfahren zwar freistehe auszusagen; 
sollte er jedoch aussagen, müsse dies der Wahrheit entsprechen.  

Der Autor geht sodann der Frage nach, ob ein Verwertungsverbot für die Angaben des Sol-
daten besteht. Ein Verwertungsverbot aus § 136a Abs. 1 S. 3, Abs. 3 S. 2 StPO lehnt Stam je-
doch ab, da es sich bei der Vernehmung im Disziplinarverfahren nicht um eine strafpro-
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zessuale Vernehmung handele. Stam geht davon aus, ein strafprozessuales Verwertungs-
verbot folge unmittelbar aus der Verfassung. In einem zweiten Schritt beschäftigt sich Stam 
mit der Frage der Reichweite eines solchen Verbots und kommt – bei einem Vergleich mit 
identischen Konfliktlagen, z.B. in der Insolvenz- oder der Abgabenordnung – zum Ergebnis, 
es bestehe ein umfassendes Verwendungsverbot der Angaben eines Soldaten, die dieser 
unter der Wahrheitspflicht des § 13 SG getätigt habe. Dies bedeute, dass diese Auskünfte 
auch nicht als Ansatz für weitere Ermittlungen verwendet werden dürften. Auskünfte, die 
der Soldat jedoch nach ordnungsgemäßer Belehrung über sein disziplinarrechtliches Aus-
kunftsverweigerungsrecht getätigt habe, unterlägen, so Stam, keinem umfassenden Ver-
wendungsverbot, sondern lediglich einem Verwertungsverbot. Stams Gedanken überzeu-
gen. Im Strafverfahren findet keine Wahrheitserforschung um jeden Preis statt (BGHSt 14, 
358, 365). Ohne die Annahme eines Verwendungs- bzw. Verwertungsverbots läge aufgrund 
der dienstlichen Wahrheitspflicht eine unzulässige Beeinträchtigung der Selbstbelastungs-
freiheit des Soldaten vor. Denn ein Zwang zur Selbstbezichtigung berührt die Menschen-
würde des Einzelnen und ist folglich mit einem rechtsstaatlichen Strafverfahren unvereinbar 
(BVerfGE 56, 37).  

5.  

Im ersten Kapitel des 2. Teiles der Arbeit skizziert Stam sodann einen Lösungsansatz für die 
aus seiner Sicht bestehenden Probleme, insbesondere im Zusammenhang mit strafrechtli-
chen Ermittlungen im Ausland. Dabei beleuchtet er die Situation in den Niederlanden und 
kommt zu dem Ergebnis, dass der dort eingeschlagene Weg, nämlich die Bestellung von 
Soldaten zu Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft, auch in Deutschland gangbar sei. 
Zunächst betrachtet Stam die gerichtsverfassungsrechtliche Zulässigkeit (§ 152 Abs. 1 GVG) 
eines solchen Vorhabens. Diese wird von ihm unter Verweis auf den offenen Wortlaut der 
Norm („Ermittlungspersonen“) und systematische Überlegungen im Hinblick auf § 152 Abs. 2 
S. 2 GVG bejaht. Dieser Lösungsansatz erscheint Stam außerdem auch zweckmäßig, da Feld-
jäger zum Teil bereits über eine kriminalistische Spezialausbildung und Erfahrungen auf-
grund der regelmäßig geführten (disziplinarrechtlichen) Ermittlungen verfügten. Zudem sei 
zu bedenken, dass auch der Polizeibeamte, der Ermittlungsperson der Staatsanwaltschaft 
ist, einerseits der Staatsanwaltschaft und damit dem Justizministerium und andererseits 
seinem Dienstvorgesetzen und damit dem Innenministerium unterstellt sei. Insofern über-
zeugen die teilweisen Bedenken nicht, so Stam. Der Reformvorschlag sei außerdem auch 
völkerrechtlich zulässig, was sich auch daran zeige, dass das vorgeschlagene Modell im We-
sentlichen auch von den Niederlanden praktiziert werde und sich weder im niederländi-
schen Schrifttum oder der Rechtsprechung noch von dritter Seite völkerrechtliche Beden-
ken gegen diese Ermittlungspraxis vorgebracht worden seien. Zuletzt setzt sich Stam mit 
der kompetenzrechtlichen Zulässigkeit des von ihm vorgeschlagenen Einsatzes von Solda-
ten als Ermittlungspersonen vor dem Hintergrund der grundgesetzlichen Zuständigkeits-
verteilung zwischen Bund und Ländern auseinander. Er kommt zu dem Ergebnis, die verfas-
sungsrechtliche Kompetenz des Bundes zur Bestellung von Soldaten als Ermittlungsperso-
nen ergebe sich kraft Sachzusammenhangs aus Art. 96 Abs. 2 GG. Dort ist die (ungenutzte) 
Kompetenz des Bundes umschrieben, Wehrstrafgerichte zu errichten, was auch die Kompe-
tenz umfasse, eine eigene Staatsanwaltschaft einzurichten, was sich aus § 151 StPO ergebe. 
Als „Minus“, weil weniger in die Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern eingrei-
fend, müsse folglich auch die Bestellung von Soldaten als Ermittlungspersonen der Staats-
anwaltschaft außerhalb einer Wehrstrafgerichtsbarkeit umfasst sein.  

6.  

Im zweiten Kapitel des zweiten Teils stellt Stam die Frage, ob die Errichtung einer Wehrstra-
fgerichtsbarkeit im Sinne des Art. 96 Abs. 2 GG zur Lösung der von ihm geschilderten Prob-
leme besser geeignet wäre, als die Zentralisierung nach § 11a StPO und die Bestellung von 
Feldjägern als Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft. Er skizziert zunächst die Diskus-
sion um die Einführung einer Wehrstrafgerichtsbarkeit zwischen 1955 und 1991 und setzt 
sich sodann intensiv mit den neueren Bestrebungen betreffend die Errichtung einer solchen 
Gerichtsbarkeit auseinander, darunter auch ein Gesetzesentwurf des Deutschen Bundes-
wehrverbandes aus dem Jahr 2009. Beide Ansätze werden von Stam diskutiert und abge-
lehnt.  
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7.  

Nach einer prägnanten Zusammenfassung seiner Untersuchungsergebnisse der beiden Tei-
le des Werks schließt Stam mit konkreten Reformvorschlägen zu den von ihm aufgeworfe-
nen Problemen im Hinblick auf den § 11a StPO und § 152 GVG sowie der Frage der Geltung 
der StPO im Ausland. Zudem plädiert Stam für ein umfassendes Verwendungsverbot bezüg-
lich unter der Wahrheitspflicht des § 13 Abs. 1 SG gegebener Auskünfte, um Soldaten vor 
zwangsweiser Selbstbelastung zu schützen und schlägt hier entsprechende Regelungen im 
SG und der WDO vor.  

III.  

Die Dissertation ist sowohl für den Praktiker, der mit einem Sachverhalt betreffend den 
Vorwurf einer durch einen Bundeswehrsoldaten im Auslandseinsatz begangenen Straftat in 
Kontakt kommt, als auch für den wissenschaftlich interessierten Leser äußerst lesenswert. 
Aus praktischer Sicht gilt dies insbesondere vor dem Hintergrund der durchgängig eher 
knappen verfügbaren Kommentierungen der relevanten Normen (bspw. § 11a StPO oder 
§1a Abs. 2 WStG) und der auch ansonsten eher spärlichen Literaturauswahl. Zudem existiert 
keine so aktuelle und so umfassende (und trotzdem mit 148 Seiten, exklusive Literaturver-
zeichnis, nicht überfrachtete) Besprechung der Thematik. Insbesondere überzeugt die Fä-
higkeit des Autors, sprachlich schnörkellos, prägnant und zügig in die komplexen (auch ver-
fassungs- und völkerrechtlichen) Fragestellungen und Probleme, die dem Werk zugrunde 
liegen, einzuführen. Stam beweist mit dieser Arbeit sowohl hinsichtlich der Beurteilung der 
aktuellen Rechtslage als auch den Reformvorschlägen, dass er es vermag, das wissenschaft-
liche Fundament eines Themas griffig aufzuarbeiten sowie zugleich rechtspraktische Her-
ausforderungen treffend zu umschreiben und mögliche Lösungsvorschläge zu entwerfen. 
Zudem hat sich an der Aktualität der Arbeit seit 2014 nichts geändert, da es seitdem keine 
Neuregelungen durch den Gesetzgeber gab. Es ist ferner zu konstatieren, dass die Thematik 
bislang im bisherigen Schrifttum eher „stiefmütterlich“ behandelt worden ist.  

 

 

Strafvollstreckung und Strafvollzug   

Rechtsanwältin Dr. Janika Sievert, LL.M. Eur., Landshut 

Detleff Burhoff, Peter Kotz (Hrsg.): Hand-
buch für die strafrechtliche Nachsorge 

ZAP Verlag, Bonn 2015, 1696 Seiten, 109 Euro 

Mit der 1. Auflage 2016 wurde der bekannten und in Verteidigerkreisen geschätzten „Hand-
buch - Reihe“ von Rechtsanwalt und RiOLG a.D. Detlef Burhoff ein 4. Werk hinzugefügt. Wie 
die vorherigen Handbücher auch, ist das Buch im ZAP Verlag erschienen. Herausgegeben 
wird es diesmal jedoch nicht alleine von Detlef Burhoff, sondern in Zusammenarbeit mit 
Rechtsanwalt Dr. Peter Kotz. Zudem haben sich die beiden Herausgeber Unterstützung von 
insgesamt 24 Autoren, darunter Rechtsanwälte und Strafverteidiger, Staatsanwälte, Richter 
und Rechtspfleger geholt. 

Herausgekommen ist ein Handbuch, das, soweit ersichtlich, auch vier Jahre nach der Erst-
auflage immer noch das einzige umfassende Werk zur sogenannten strafrechtlichen Nach-
sorge darstellt. Dadurch schafft das Werk in vielen Bereichen Abhilfe, in denen man bislang 
die gewünschten Informationen aus vielen verschiedenen Quellen mühevoll zusammensu-
chen musste.  

Geleitet wird das Handbuch von dem Gedanken, dass der Verteidiger „nicht Vertreter, son-
dern Beistand des Beschuldigten, der die Rechte des Beschuldigten in allen Verfahrensab-
schnitten in vollem Umfang zu wahren hat“, sein muss. Dies gilt nach zutreffender Auffas-
sung der Herausgeber aber nicht nur im Ermittlungsverfahren, in der Hauptverhandlung 
und im Rechtsmittel- und/oder Rechtsbehelfsverfahren - so auch die Titel der bisherigen 
Handbücher der Reihe - sondern auch in dem Bereich, der „nach dem Urteil kommt“. Gerade 


